
Menschenrechtskatalog 

Artikel 6 

(1) Jeder Mensch hat ein angeborenes Recht auf Leben. Dieses Recht ist gesetzlich zu schützen. 

….. 

Artikel 7 

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 

Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine freiwillige Zustimmung 

medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden. 

Artikel 8 

(1)Niemand darf in Sklaverei gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel in allen ihren 

Formen sind verboten. 

…. 

Artikel 9 

(1) Jedermann hat ein Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit. Niemand darf willkürlich 

festgenommen oder in Haft gehalten werden. Niemand darf seiner Freiheit entzogen werden, es 

sei denn aus gesetzlich bestimmten Gründen und unter Beachtung des im Gesetz 

vorgeschriebenen Verfahrens. 

(2) Jeder Festgenommene ist bei seiner Festnahme über die Gründe der Festnahme zu 

unterrichten, und die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen sind ihm unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Jeder, der unter dem Vorwurf einer strafbaren Handlung fest genommen worden ist oder in 

Haft gehalten wird, muss unverzüglich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur 

Ausübung richterlicher Funktionen ermächtigten Amtsperson vorgeführt werden und hat 

Anspruch auf ein Gerichtsverfahren innerhalb angemessener Frist oder auf Entlassung aus der 

Haft. Es darf nicht die allgemeine Regel sein, dass Personen, die eine gerichtliche Aburteilung 

erwarten, in Haft gehalten werden, doch kann die Freilassung davon abhängig gemacht werden, 

dass für das Erscheinen zur Hauptverhandlung oder zu jeder anderen Verfahrenshandlung und 

gegebenenfalls zur Vollstreckung des Urteils Sicherheit geleistet wird. 

(4) Jeder, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen ist, hat das Recht, ein 
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Verfahren vor einem Gericht zu beantragen, damit dieses unverzüglich über die Rechtmäßigkeit 

der Freiheitsentziehung entscheiden und seine Entlassung anordnen kann, falls die 

Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist. 

(5) Jeder, der unrechtmäßig festgenommen oder in Haft gehalten worden ist, hat einen Anspruch 

auf Entschädigung. 

Artikel 10 

(1)Jeder, dem seine Freiheit entzogen ist, muss menschlich und mit Achtung vor der dem 

Menschen innewohnenden Würde behandelt werden. 

(2)a) Beschuldigte sind, abgesehen von außergewöhnlichen Um ständen, von Verurteilten 

getrennt unterzubringen und so zu behandeln, wie es ihrer Stellung als Nichtverurteilte 

entspricht; 

b) jugendliche Beschuldigte sind von Erwachsenen zu trennen, und es hat so schnell wie 

möglich ein Urteil zu ergehen. 

(3)Der Strafvollzug schließt eine Behandlung der Gefangenen ein, die vornehmlich auf ihre 

Besserung und gesellschaftliche Wiedereingliederung hinzielt. Jugendliche Straffällige sind von 

Erwachsenen zu trennen und ihrem Alter und ihrer Rechtsstellung entsprechend zu behandeln. 

Artikel 11 

Niemand darf nur deswegen in Haft genommen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine 

vertragliche Verpflichtung zu erfüllen. 

Artikel 12 

(1) Jedermann, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, hat das Recht, sich 

dort frei zu bewegen und seinen Wohnsitz frei zu wählen. 

(2) Jedermann steht es frei, jedes Land einschließlich seines eigenen zu verlassen. 

(3) Die oben erwähnten Rechte dürfen nur eingeschränkt werden, wenn dies gesetzlich 

vorgesehen und zum Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), 

der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und Freiheiten anderer 

notwendig ist und die Einschränkungen mit den übrigen in diesem Pakt anerkannten Rechten 

vereinbar sind. 
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(4) Niemand darf willkürlich das Recht entzogen werden, in sein eigenes Land einzureisen. 

Artikel 13 

Ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates aufhält, kann aus 

diesem nur aufgrund einer rechtmäßig ergangenen Entscheidung ausgewiesen werden, und es ist 

ihm, sofern nicht zwingende Gründe der nationalen Sicherheit entgegenstehen, Gelegenheit zu 

geben, die gegen seine Ausweisung sprechenden Gründe vorzubringen und diese Entscheidung 

durch die zuständige Behörde oder durch eine oder mehrere von dieser Behörde besonders 

bestimmte Personen nachprüfen und sich dabei vertreten zu lassen. 

Artikel 14 

(1) Alle Menschen sind vor Gericht gleich. Jedermann hat Anspruch darauf, dass über eine gegen 

ihn erhobene strafrechtliche Anklage oder seine zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen 

durch ein zuständiges, unabhängiges, unparteiisches und auf Gesetz beruhendes Gericht in 

billiger Weise und öffentlich verhandelt wird. Aus Gründen der Sittlichkeit, der öffentlichen 

Ordnung (ordre public) oder der nationalen Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft oder 

wenn es im Interesse des Privatlebens der Parteien erforderlich ist oder – soweit dies nach 

Auffassung des Gerichts unbedingt erforderlich ist – unter besonderen Umständen, in denen die 

Öffentlichkeit des Verfahrens die Interessen der Gerechtigkeit beeinträchtigen würde, können 

Presse und Öffentlichkeit während der ganzen oder eines Teils der Verhandlung ausgeschlossen 

werden; jedes Urteil in einer Straf- oder Zivilsache ist jedoch öffentlich zu verkünden, sofern 

nicht die Interessen Jugendlicher dem entgegenstehen oder das Verfahren Ehestreitigkeiten oder 

die Vormundschaft über Kinder betrifft. 

(2) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat Anspruch darauf, bis zu dem im 

gesetzlichen Verfahren erbrachten Nachweis seiner Schuld als unschuldig zu gelten. 

(3) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat in gleicher Weise im Verfahren 

Anspruch auf folgende Mindestgarantien: 

a) Er ist unverzüglich und im einzelnen in einer ihm verständlichen Sprache über Art und Grund 

der gegen ihn erhobenen Anklage zu unterrichten; 

b) er muss hinreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung seiner Verteidigung und zum 
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Verkehr mit einem Verteidiger seiner Wahl haben; 

c) es muss ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil gegen ihn ergehen; 

d) er hat das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein und sich selbst zu verteidigen oder 

durch einen Verteidiger seiner Wahl verteidigen zu lassen; falls er keinen Verteidiger hat, ist er 

über das Recht, einen Verteidiger in Anspruch zu nehmen, zu unterrichten; fehlen ihm die 

Mittel zur Bezahlung eines Verteidigers, so ist ihm ein Verteidiger unentgeltlich zu bestellen, 

wenn dies im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist; 

e) er darf Fragen an die Belastungszeugen stellen oder stellen lassen und das Erscheinen und die 

Vernehmung der Entlastungszeugen unter den für die Belastungszeugen geltenden 

Bedingungen er wirken; 

f) er kann die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers verlangen, wenn er die 

Verhandlungssprache des Gerichts nicht versteht oder spricht; 

g) er darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu 

bekennen. 

(4) Gegen Jugendliche ist das Verfahren in einer Weise zu führen, die ihrem Alter entspricht und 

ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft fördert. 

(5) Jeder, der wegen einer strafbaren Handlung verurteilt worden ist, hat das Recht, das Urteil 

entsprechend dem Gesetz durch ein höheres Gericht nachprüfen zu lassen. 

(6) Ist jemand wegen einer strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt und ist das Urteil später 

aufgehoben oder der Verurteilte begnadigt worden, weil eine neue oder eine neu bekannt 

gewordene Tatsache schlüssig beweist, dass ein Fehlurteil vorlag, so ist derjenige, der aufgrund 

eines solchen Urteils eine Strafe verbüßt hat, entsprechend dem Gesetz zu entschädigen, sofern 

nicht nachgewiesen wird, dass das nicht rechtzeitige Bekanntwerden der betreffenden Tatsache 

ganz oder teilweise ihm zuzuschreiben ist. 

(7) Niemand darf wegen einer strafbaren Handlung, wegen der er bereits nach dem Gesetz und 

dem Strafverfahrensrecht des jeweiligen Landes rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen 

worden ist, erneut verfolgt oder bestraft werden. 
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Artikel 15 

(1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer 

Begehung nach inländischem oder nach internationalem Recht nicht strafbar war. … 

Artikel 16 

Jedermann hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden. 

Artikel 17 

(1) Niemand darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, 

seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre 

und seines Rufes ausgesetzt werden. 

(2) Jedermann hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder 

Beeinträchtigungen. 

Artikel 18 

(1) Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht 

umfasst die Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschauung eigener Wahl zu haben oder 

anzunehmen, und die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft 

mit anderen, öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Beachtung religiöser Bräuche, Ausübung 

und Unterricht zu bekunden. 

(2) Niemand darf einem Zwang ausgesetzt werden, der seine Freiheit, eine Religion oder eine 

Weltanschauung seiner Wahl zu haben oder anzunehmen, beeinträchtigen würde. 

(3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den gesetzlich 

vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, 

Ordnung, Gesundheit, Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind. 

(4) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Freiheit der Eltern und gegebenenfalls des 

Vormunds oder Pflegers zu achten, die religiöse und sittliche Erziehung ihrer Kinder in 

Übereinstimmung mit ihren eigenen Überzeugungen sicherzustellen. 

Artikel 19 

(1) Jedermann hat das Recht auf unbehinderte Meinungsfreiheit. 

(2) Jedermann hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, 
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ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift 

oder Druck, durch Kunstwerke oder andere Mittel eigener Wahl sich zu beschaffen, zu 

empfangen und weiterzugeben. 

(3) Die Ausübung der in Absatz 2 vorgesehenen Rechte ist mit besonderen Pflichten und einer 

besonderen Verantwortung verbunden. Sie kann daher bestimmten, gesetzlich vorgesehenen 

Einschränkungen unterworfen werden, die erforderlich sind 

a) für die Achtung der Rechte oder des Rufs anderer; 

b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der 

Volksgesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit. 

Artikel 20 

(1) Jede Kriegspropaganda wird durch Gesetz verboten. 

(2) Jedes Eintreten für nationalen, rassischen oder religiösen Hass, durch das zu Diskriminierung, 

Feindseligkeit oder Gewalt aufgestachelt wird, wird durch Gesetz verboten. 

Artikel 21 

Das Recht, sich friedlich zu versammeln, wird anerkannt. Die Ausübung dieses Rechts darf 

keinen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die in 

einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der öffentlichen Sicherheit, 

der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit, der öffentlichen 

Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind. 

Artikel 22 

(1) Jedermann hat das Recht, sich frei mit anderen zusammenzuschließen sowie zum Schutz 

seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und ihnen beizutreten. 

(2) Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich vorgesehenen 

Einschränkungen unterworfen werden, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der 

nationalen oder der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz 

der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutze der Rechte und Freiheiten 

anderer notwendig sind. Dieser Artikel steht gesetzlichen Einschränkungen der Ausübung 

dieses Rechts für Angehörige der Streitkräfte oder der Polizei nicht entgegen. 
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(3) Keine Bestimmung dieses Artikels ermächtigt die Vertragsstaaten des Übereinkommens der 

Internationalen Arbeitsorganisation von 1948 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des 

Vereinigungsrechts, gesetzgeberische Maßnahmen zu treffen oder Gesetze so anzuwenden, dass 

die Garantien des oben genannten Übereinkommens beeinträchtigt werden. 

Artikel 23 

(1) Die Familie ist die natürliche Kernzelle der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch 

Gesellschaft und Staat. 

(2) Das Recht von Mann und Frau, im heiratsfähigen Alter eine Ehe einzugehen und eine Familie 

zu gründen, wird anerkannt. 

(3) Eine Ehe darf nur im freien und vollen Einverständnis der künftigen Ehegatten geschlossen 

werden. 

(4) Die Vertragsstaaten werden durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, dass die Ehegatten 

gleiche Rechte und Pflichten bei der Eheschließung, während der Ehe und bei Auflösung der Ehe 

haben. Für den nötigen Schutz der Kinder im Falle einer Auflösung der Ehe ist Sorge zu tragen. 

Artikel 24 

(1) Jedes Kind hat ohne Diskriminierung hinsichtlich der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, 

der Sprache, der Religion, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens oder der Geburt 

das Recht auf diejenigen Schutzmaßnahmen durch seine Familie, die Gesellschaft und den Staat, 

die seine Rechtsstellung als Minderjähriger erfordert. 

(2) Jedes Kind muss unverzüglich nach seiner Geburt in ein Register eingetragen werden und 

einen Namen erhalten. 

(3) Jedes Kind hat das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben. 

Artikel 25 

Jeder Staatsbürger hat das Recht und die Möglichkeit, ohne Unterschied nach den in Artikel 2 

genannten Merkmalen und ohne unangemessene Einschränkungen 

a) an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten unmittelbar oder durch frei gewählte 

Vertreter teilzunehmen; 

b) bei echten, wiederkehrenden, allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlen, bei denen die freie 
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Äußerung des Wählerwillens gewährleistet ist, zu wählen und gewählt zu werden; 

c) unter allgemeinen Gesichtspunkten der Gleichheit zu öffentlichen Ämtern seines Landes 

Zugang zu haben. 
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